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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1963 Ausgegeben am 12. Feber 1963 6. Stück

1 6 . Bundesgesetz: Genehmigung des Bundesrechnungsabschlusses für 1961.
1 7 . Verordnung: Abänderung der Prüfungstaxenverordnung.
1 8 . Kundmachung: Geltungsbereich der Satzung der Weltgesundheitsorganisation.
1 9 . Kundmachung: Teilweise Aufhebung einer Bestimmung des Steueränderungsgesetzes 1951

durch den Verfassungsgerichtshof.
20. Kundmachung: Aufhebung der §§ 2 und 3 der Verordnung des Bundesministeriums für

Finanzen, BGBl. Nr. 70/1956, womit die Gegenstände bestimmt werden, die
für die Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder
Fertigwaren anzusehen sind, durch den Verfassungsgerichtshof.

2 1 . Kundmachung: Aufhebung des § 1 der Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen,
BGBl. Nr. 81/1957, womit die Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder Fertig-
waren anzusehen sind, durch den Verfassungsgerichtshof.

2 2 . Kundmachung: Aufhebung des § 2 der Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen,
BGBl. Nr. 81/1957, womit die Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder Fertig-
waren anzusehen sind, durch den Verfassungsgerichtshof.

23. Kundmachung: Aufhebung des § 1 der Verordnung des Bundesministeriums für Finanzen,
BGBl. Nr. 105/1959, mit der die Gegenstände bestimmt werden, die für
die Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder
Fertigwaren anzusehen sind, sowie einiger in der Anlage zu dieser Verordnung
enthaltener Worte durch den Verfassungsgerichtshof.

1 6 . Bundesgesetz vom 30. Jänner 1963 über
die Genehmigung des Bundesrechnungsab-

schlusses für 1961.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Dem vom Rechnungshof dem Nationalrat vor-
gelegten Bundesrechnungsabschluß der Republik
Österreich für das Verwaltungsjahr 1961 wird
die Genehmigung erteilt.

Schärf
Gorbach Pittermann Afritsch Broda
Drimmel Proksch Klaus Hartmann

Bock Schleinzer Kreisky

1 7 . Verordnung des Bundesministeriums für
Unterricht vom 30. Jänner 1963, mit der die
Prüfungstaxenverordnung abgeändert wird.

Auf Grund des § 4 des Hochschul-Taxenge-
setzes, BGBl. Nr. 102/1953, wird im Einverneh-

men mit dem Bundeskanzleramt und dem Bun-
desministerium für Finanzen verordnet:

Artikel I.

Die Prüfungstaxenverordnung, BGBl. Nr. 142/
1953, wird abgeändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 7 lit. h hat zu lauten:

„h) Die Prüfung für das Lehramt an Mittel-
schulen 480 S,".

2. § 1 Abs. 7 lit. m hat zu lauten:

„m) Die Prüfung aus lebenden Fremdsprachen
100 S, wenn aber auch besondere Kennt-
nisse aus der Kulturkunde des betreffenden
Sprachgebietes geprüft werden, 120 S."

Artikel II.

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1963 in
Kraft.

Drimmel
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1 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 25. Jänner 1963 über den Geltungs-
bereich der Satzung der Weltgesundheitsorga-

nisation.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
die Satzung der Weltgesundheitsorganisation,
BGBl. Nr. 96/1949, angenommen:

Algerien, Burundi, Gabon, Kongo (Léopold-
ville), Madagaskar, Mauretanien, Mongolische
Volksrepublik, Nigeria, Rwanda, Sierra Leone,
Somalia, Tanganjika, Tschad, West-Samoa und
Zypern.

Gorbach

19 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 29. Jänner 1963 über die teilweise Auf-
hebung einer Bestimmung des Steuerände-
rungsgesetzes 1951 durch den Verfassungs-

gerichtshof.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den Bestimmungen der §§ 64 Abs. 2 und
65 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem
Erkenntnis vom 16. Oktober 1962, G 19/61
— dem Bundeskanzleramt am 22. Jänner 1963
zugestellt —, die Worte : „. . . und welche Voraus-
setzungen außer den im § 73 der Durchführungs-
bestimmungen zum Umsatzsteuergesetz aufge-
zählten vom Vergütungswerber zu erfüllen sind,
wenn die Vergütung gewährt werden soll . . . " im
Artikel VIII Abs. 3 Z. 2 des Steueränderungs-
gesetzes 1951, BGBl. N r . 191, in der Fassung des
Artikels X Abs. 3 des 2. Steueränderungsgesetzes
1951, BGBl. N r . 8/1952, und des Abschnittes A
§ 1 Z. 2 des Ausfuhrförderungsgesetzes 1953,
BGBl. N r . 119, im Geltungsbereich des Artikels I
Abs. 3 des Ausfuhrförderungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr . 71, und des § 19 Abs. 3 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1959, BGBl. Nr . 300/1958, als verfas-
sungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t mit dem Tage der
Kundmachung in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Gorbach

2 0 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 29. Jänner 1963, betreffend
die Aufhebung der §§ 2 und 3 der Verord-
nung des Bundesministeriums für Finanzen
vom 15. März 1956, BGBl. Nr. 70, womit
die Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Roh-
stoffe, Halberzeugnisse oder Fertigwaren an-
zusehen sind, durch den Verfassungsgerichts-

hof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 60 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 16. Oktober 1962, V 15/61, die
§§ 2 und 3 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Finanzen vom 15. März 1956, BGBl.
Nr . 70, womit die Gegenstände bestimmt wer-
den, die für die Berechnung der Ausfuhrvergü-
tung als Rohstoffe, Halberzeugnisse oder Fer-
tigwaren anzusehen sind, als gesetzwidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t mit dem Ablauf des
31. März 1963 in Kraft.

Klaus

2 1 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 29. Jänner 1963, betreffend
die Aufhebung des § 1 der Verordnung des
Bundesministerium für Finanzen vom
29. März 1957, BGBl. Nr. 81, womit die
Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Roh-
stoffe, Halberzeugnisse oder Fertigwaren an-
zusehen sind, durch den Verfassungsgerichts-

hof.

Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 16. Oktober 1962, G 12/62, V 9/62, den § 1
der Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 29. März 1957, BGBl. Nr . 81, wo-
mit die Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe,
Halberzeugnisse oder Fertigwaren anzusehen sind,
als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tr i t t mit Ablauf des
31. März 1963 in Kraft.

Klaus
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2 2 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 29. Jänner 1963, betreffend
die Aufhebung des § 2 der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom
29. März 1957, BGBl. Nr. 81, womit die
Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Roh-
stoffe, Halberzeugnisse oder Fertigwaren an-
zusehen sind, durch den Verfassungsgerichts-

hof.
Gemäß Artikel 139 Abs. 2 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 60 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 16. Oktober 1962, V 16/61, den
§ 2 der Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 29. März 1957, BGBl. Nr . 81, wo-
mit die Gegenstände bestimmt werden, die für
die Berechnung der Ausfuhrvergütung als Roh-
stoffe, Halberzeugnisse oder Fertigwaren anzu-
sehen sind, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t mit Ablauf des
31. März 1963 in Kraft.

Klaus

2 3 . Kundmachung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 29. Jänner 1963, betreffend
die Aufhebung des § 1 der Verordnung des
Bundesministeriums für Finanzen vom
3. April 1959, BGBl. Nr. 105, mit der die
Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Roh-
stoffe, Halberzeugnisse oder Fertigwaren an-
zusehen sind, sowie einiger in der Anlage zu
dieser Verordnung enthaltener Worte durch

den Verfassungsgerichtshof.
Gemäß Artikel .139 Abs. 2 des Bundes-Ver-

fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des

§ 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953,
BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(t) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 17. Oktober 1962, G 11/62, V 7/62, den
§ 1 der Verordnung des Bundesministeriums für
Finanzen vom 3. April 1959, BGBl. Nr. 105, mit
der die Gegenstände bestimmt werden, die für die
Berechnung der Ausfuhrvergütung als Rohstoffe,
Halberzeugnisse oder Fertigwaren anzusehen
sind, und die in der Anlage zu dieser Verordnung
enthaltenen Worte

als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. März
1963 in Kraft.

Klaus
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